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Haftung des mittelbaren und unmittelbaren 
Gesellschafters für verbotene Einlagenrückgewähr 
am Bsp 6 Ob 98/24s
• Die Kl (Enkel/Tochter) ist eine GmbH. Deren jeweils 50 % 

Gesellschafterinnen sind zwei weitere GmbH.
• Eine dieser beiden Gesellschafterinnen ist die Erstbekl (Mutter). Der 

Zweitbekl („Großmutter“) ist deren Alleingesellschafter und Gf. 
Überdies ist er gemeinsam mit einer anderen Person kollektiv 
vertretungsbefugter Gf der Kl.

• Der zweite kollektivvertretungsbefugte Gf der Kl ist seinerseits Gf und 
Mehrheitsgesellschafter der anderen (ebenfalls 50 % haltenden) 
Gesellschafterin der Kl.



Beteiligte:



Sachverhalt

• Die Kl errichtete auf einer Liegenschaft durch Zu- und Umbau eine Wohnhausanlage.
• In einer Vereinbarung wurde den Gf der Kl eine Option eingeräumt, jeweils eine 

Wohnung kaufen zu können, jedoch wurde diese Vereinbarung vom zweiten Gf nicht 
gegengezeichnet.

• Der Zweitbekl ließ drei Dachgeschosswohnungen aus dem Verkauf nehmen, veranlasste 
einige bauliche und ausstattungstechnische Änderungen in einer Wohnung und zog dort 
ein. Er stellte dem Sohn seiner Lebensgefährtin eine weitere Wohnung zur Verfügung.

• In der Folge war die Geschäftsbeziehung zwischen den beiden Gf der Kl von 
Unstimmigkeiten und Streit geprägt. Der zweite Gf beschwerte sich, dass er vom „im 
Gange“ befindlichen Umzug des Zweitbekl in die Wohnung erfahren habe und erachtete 
eine „dringende Klärung“ für notwendig. Der Zweitbekl stand dagegen auf dem 
Standpunkt, der zweite Gf habe sich vereinbarungswidrig geweigert, die Formalitäten für 
den Kauf zu erfüllen.

• Letztlich gelang eine Einigung über den Kauf der beiden Wohnungen samt Stellplätzen 
durch Zweitbekl.



Persönlicher Anwendungsbereich des Verbots 
der Einlagenrückgewähr (§ 82 GmbHG)
• Gesellschafter (iwS)

• Zukünftige Gesellschafter (6 Ob 199/17h)
• Ehemalige Gesellschafter (6 Ob 195/18x, 6 Ob 199/17h)
• „Wirtschaftliche“ Gesellschafter (hL: Treugeber, Fruchtnießer)
• Mittelbare Gesellschafter (Gesellschafter des Unmittelbaren; 6 Ob 98/24s)

• Dritte (im Detail strittig)
• Grundsatz: Bei Kollusion, positiver Kenntnis oder grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes 

(RS0105536)
• ZB Kreditinstitut (Erkundigungspflicht, wenn sich Missbrauch geradezu aufdrängen musste)

• Aber: Leistungen an Dritte sind Gesellschafter zuzurechnen, wenn die Leistung an den Dritten 
zugleich eine Leistung an den Gesellschafter darstellt. Darunter fallen jedenfalls Leistungen an 
Dritte, die vom wirtschaftlichen Ergebnis her gesehen dem Gesellschafter zugute kommen (6 Ob 
71/21s; „unechter Dritter – 6 Ob 195/18x).

• Nahe Angehörige (zB Ehegatte, Kinder; 6 Ob 195/18x)
• Unternehmen, an denen der Gesellschafter beteiligt ist (Veranlassung? wirtschaftlicher Vorteil? 

Beteiligungsquote?)
• Beteiligte einer Privatstiftung, die Gesellschafterin ist (dazu später) 



Wer haftet für Rückgewähranspruch gem
§ 83 GmbHG? (Passivlegitimation)
• 6 Ob 98/24s: Gleichzeitige Inanspruchnahme von unmittelbarem (1. Bekl) 

und mittelbarem Gesellschafter (2. Bekl) für „dieselbe“ Leistung
→ SolidarhaŌung?

• Lehre uneinheitlich:
• Haftung des Unmittelbaren „abwegig“
• Haftung bei Veranlassung, Kollusion oder grober Fahrlässigkeit des Unmittelbaren
• Differenzierung: Ja, bei Großmutter und Enkel bei Veranlassung, im 

Schwesternverhältnis nicht
• Solidarhaftung

• Hier: Mittelbarer Gesellschafter ist alleiniger Anteilseigner der 
zwischengeschalteten GmbH und überdies auch deren Gf→ SolidarhaŌung

• Leistung erfolgte causa societatis der Beteiligung
• Wirtschaftliche Einheit, Zuwendung an Mittelbaren wäre sonst nicht erfolgt



Rezeption in der Lehre_1

• Wenger/Ebner (RWZ 2025/4):
• Zuwendung von Enkel (Kl = Tochter der 1. BK) an Großmutter (2. BK) 

tatbestandsmäßig
• Aber: Gegen wen Rückgewährungsanspruch? → Nur gegen 2. BK
• Kein Vorteil auf Ebene der Mutter, sondern sogar mittelbare 

Vermögensverschmälerung auf deren Ebene (Reduktion des Beteiligungswerts)
• Haftung für Gläubiger der Mutter nachteilig

• Foglar-Deinhardstein (ÖJZ 2025/34):
• Solidarhaftung in der konkreten Fallkonstellation überzeugend
• Gerade aus Einflussmöglichkeit des 2. BK auf 1. BK ergibt sich nämlich die 

Ungebührlichkeit des Vermögenstransfers
• Rückersatzanspruch setzt keinen Vermögensvorteil und kein schuldhaftes Verhalten 

voraus
• Regressanspruch der Mutter gegen Großmutter



Rezeption in der Lehre_2

• Milchrahm (GesRZ 2025, 128):
• Solidarhaftung in der konkreten Fallkonstellation überzeugend, Begründung nicht
• Kein Vorteil bei 1. BK → grds keine Haftung (wie Karollus)
• Vorteil iSe weiten Verständnisses → Veranlassung durch MiƩelbaren reicht
• Hier personenmäßige Verflechtung, bei der 2. BK auf allen Ebenen handelt und 

Vermögensverschiebung herbeiführt → Zurechnung gerechƞerƟgt (idS auch Fidler, 
GES 2025, 318).

• I. Vonkilch (Zak 2025/195):
• Solidarhaftung auch nach allgemeinem Bereicherungsrecht
• MiƩelbarer GesellschaŌer (2. BK) → LeistungskondikƟon gem § 1431 ABGB
• UnmiƩelbarer GesellschaŌer (1. BK) → Verwendungsanspruch gem § 1041 ABGB



Exkurs: § 83 Abs 5 GmbHG und 
Verjährungshemmung 
• KollekƟvvertretung → Hemmung gem § 1494 ABGB analog?
• Schutzbedürftigkeit von Ges, in denen wegen Interessenkollision nicht zu 

erwarten ist, dass der Gf während seiner Tätigkeit allfällige Rückersatzansprüche 
der Ges gegen sich selbst gem § 83 GmbHG durchsetzen würde

• Fortlaufshemmung (Anlaufhemmung), sodass der Fristbeginn (grundsätzlich) bis 
zum Wegfall des Hindernisses hinausgeschoben wird

• Hier ab Leistung an 2. Bekl keine (interessenkollisionsfreie) Vertretung der Kl
• Kl behauptet Hemmung wegen Bestellung des Kollisionskurators, Bekl müssten 

daher Wegfall der Hemmung behaupten und beweisen → Keine Behauptung
• Ungelöst: Kann Unterlassung des unbefangenen Kollektivgeschäftsführers früher 

auf die Herstellung einer ordnungsgemäßen Vertretung zu dringen oder eine 
Unterlassung der Anspruchsverfolgung durch eine Gesellschafterin nach § 48 
GmbHG der Gesellschaft zum Nachteil gereichen?



Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit!


